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(No. 1221.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom bten Oktober 1829., die Erweiterung der Vor⸗ 
ſchriften des F. 4. im Regulativ vom 28ſten April 1824., den Gewerbs⸗ 
betrieb der Auslaͤnder im Umherziehen betreffend. s N 


Nach Ihrem gemeinſchaftlichen Antrage vom 16ten v. M. bewillige Ich, daß 
die im H. 4. des Regulativs, uͤber den Gewerbsbetrieb im Umherziehen, vom 
28ſten April 1824., den Inlaͤndern beigelegte Befugniß: auch ohne Gewerb⸗ 
ſchein ſelbſtgewonnene Produkte und ſelbſtverfertigte Waaren, in ſoweit ſolche 
von Jedermann auf Wochenmaͤrkten feil gehalten werden duͤrfen, auch in der 
Umgegend ihres Wohnorts zum Verkauf umherzutragen oder zu ſchicken, auf 
Ausländer ausgedehnt werde, die in angrenzenden, von den Regierungen nach 


jedesortigem Beduͤrfniß näher zu beſtimmenden Bezirken wohnhaft find. 39. 


authoriſire Sie, dieſe Erweiterung der geſetzlichen Beſtimmung oͤffentlich bekannt 
zu machen. ; 
Berlin, den öten Oktober 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


i An N 
die Staatsminiſter v. Schuckmann und o. Motz. N 


Jahrgang 1880. — (No. 1221 — 1223.) A (No. 1222.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 25ſten Januar 1830.) 
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(No. 1222.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 11ten November 1829., die Befugniß der 
Konſuln und Konſular⸗Agenten in den uͤberſeeiſchen Laͤndern zur Aufnahme 
und Atteſtirung von Vollmachten dieſſeitiger Unterthanen betreffend. 


A d 

Ee. Ich will auf Ihren gemeinſchaftlichen Antrag vom 34ſten v. M. Meinen Kon⸗ 
ſuln und Konſular-Agenten in den uͤberſeeiſchen Laͤndern die Befugniß ertheilen, 
den gerichtlichen gleich zu achtende Vollmachten Meiner Unterthanen aufzunehmen 
und zu atteſtiren. 5 5 


Berlin, den 1 ften November 1829. 


Friedrich Wilhelm. 
An 5 9 
die Staatsminiſter Graf v. Bernstorff und Graf v. Danckelman. 


* 


0 Jo. 1223.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 21ſten November 1829., betreffend den Verluſt 
a des Titels oder ſonſtigen Dienſt-Praͤdikats verabſchiedeter Militairperſonen 
oder Civilbeamten im Falle eines begangenen Vergehens. 


eee. Alk den Bericht des Staatsminiſteriums vom 31ſten Oktober 0. beſtimme Ich 

3 Ergaͤnzung der geſetzlichen Vorſchriften uͤber die Beſtrafung verabſchiedeter 
Militairperſonen und Beamten, daß in allen Faͤllen, in welchen verabſchiedete 
Militairperſonen oder Civilbeamte eines Vergehens ſich ſchuldig machen, welches, 
wenn fie ſich noch im Dienſte befanden, die Entſetzung von demſelben nach ſich 
ziehen wuͤrde, ſelbige des Rechts, den ihnen verliehenen Titel, oder das ſonſtige 
Dienſtpraͤdikat zu führen, verluſtig gehen und darauf erkannt werden ſoll; es 
ſey denn, daß die Kaſſation nur als Folge des Feſtungsarreſtes eingetreten ſeyn 
würde. Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Sa 


Berlin, den 21ſten November 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


o. 1224.) 
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(No. 3 Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 30ſten November 1829., uͤber die Anwendung 
der Allerhoͤchſten Order vom 25ſten November 1826., wegen Verbreitung 
der neuen Scheidemuͤnze in die weſtlichen Provinzen 5 1 auf die 
oͤſtlichen Provinzen. i ö 


D. die bisher ergangenen Anordnungen zur allgemeinen Verbreitung der durch 
das Geſetz vom 30ſten September 1821. eingefuͤhrten neuen Scheidemuͤnze in 
den oͤſtlichen Provinzen der Monarchie nicht ausreichend befunden ſind, indem 
theilweiſe die durch Meinen Befehl vom 22ſten Juni 1823. außer Kurs geſetz⸗ 
ten fremden Silber⸗ und Kupfer⸗Scheidemuͤnzen ſich in mehrern Gegenden noch 
immer im Umlaufe befinden; ſo will Ich, in Heberänfinaimäing mit Meiner in 
dieſer Beziehung für die weſtlichen Provinzen unterm 25ſten November 1826, 
erlaſſenen Order, nach den Vorſchlaͤgen des Staatsminiſteriums, hiermit auch fuͤr 
die öftlichen Provinzen Folgendes beſtimmen: 

1) Die durch Meinen Befehl vom 22ſten Juni 1823. auf die Einbringung 
fremder ſilberner und kupferner Scheidemuͤnze geſetzten Strafen der Konfis⸗ 
kation und resp. der Konfiskation und Zahlung des doppelten Nennwerthes, 
ſollen auch in den Fällen zur Anwendung kommen, wo dieſe Muͤnzen im 
Tauſch oder gemeinen Verkehr gebraucht und angetroffen werden, und den— 

jenigen treffen, der ſolche ausgiebt. 

Wenn in beſondern Faͤllen der nachbarliche Verkehr oder andere Um⸗ 
ſtaͤnde eine Ausnahme hiervon erfordern ſollten, ſo wird das Staatsminiſterium 
daruͤber entſcheiden. Den Metallwerth der konfiszirten Muͤnzen ſollen die Armen⸗ 
Anſtalten des Orts erhalten, in welchem die Beſchlagnahme der Muͤnzen Statt 
gefunden. 


2) Zur Fortſchaffung der fremden Scheidemuͤnzen, wird ein Termin von Drei 
Monaten bewilligt, damit die Unterthanen ſich dieſer Muͤnzen entledigen 
und ſich gegen den Nachtheil, welcher mit der fernern Ausgabe derſelben 
verbunden iſt, verwahren koͤnnen. 

3) Im Handel und Verkehr im Innern ſoll keine andere Berechnungsart, als 
im Preußiſchen Gelde, den Thaler zu 30 Silbergroſchen und den Silber⸗ 
groſchen zu 12 Pfennigen Statt finden, und jede dagegen entdeckte Kon⸗ 2 
travention polizeilich beſtraft werden. 


Die Beſtimmung im H. 14. des Geſetzes über die Minzverfaffung vom ea. © ae. J 
30ſten September 1821., wonach im Privatverkehr jede bisher erlaubte Berech⸗ ae,. A. 2007 
nungsart ferner geſtattet ift, hört daher auf. Kaufleute und Gewerbetreibende, 24 
welche kaufmaͤnniſche Rechte haben, ſollen ihre Bücher, wo ſolches noch nicht K en, 28. 
Statt findet, vom Anfang des Jahres 1830. an nach dieſer Eintheilung fuͤhren, 
(No. 1224.) widri⸗ 


widrigenfalls fie, wenn bei einer nach den geſetzlichen Beſtimmungen eintretenden 
Vorlegung der Buͤcher oder daraus zu fertigender Auszuͤge eine Kontravention 
gegen dieſe Beſtimmung ſich ergiebt, in eine Strafe von 20 bis 100 Rthlr. 
verfallen. 


Wird bei öffentlichen Verhandlungen der Verwaltungs- und Juſtizbehoͤr⸗ 
den, Notarien, Auktions⸗Kommiſſarien u. ſ. w. die vorgeſchriebene Muͤnzeinthei⸗ 
lung nicht zur Anwendung gebracht, ſo verfällt der Beamte, welcher die Ver⸗ 
handlung aufnimmt, in eine Strafe von 2 bis 25 Rthlr. Nur der Wechſel⸗ 


Verkehr bleibt von dieſer Vorſchrift ausgenommen. 


4) Wegen der unterſagten Annahme fremder Gold- und Silbermuͤnzen bei 
den offentlichen Kaſſen, bleiben die bisher erlaffenen Beſtimmungen in Kraft. 

Im Handel und gemeinen Verkehr ſollen die fremden Silbermuͤnzen nur 

zu dem Werthe ausgegeben werden duͤrfen, welcher ihnen in der, der Bekannt⸗ 
machung vom 27ſten November 1821. (Geſetzſammlung von 1821. S. 190. f. f.) 
beigefuͤgten Vergleichs-Tabelle gegen Preußiſches Geld beigelegt iſt, und dürfen 


ſie zu einem hoͤheren Werthe bei Zahlungen nicht aufgedrungen werden. Zur 


Annahme dieſer Muͤnzen iſt uͤbrigens Niemand verpflichtet. u 
Wegen der in Neu⸗ Vorpommern noch im Umlauf befindlichen alten 
ſchwediſch ⸗pommerſchen Muͤnzen, wird beſondere Anordnung erfolgen. 
5 Ich beauftrage das Staatsminiſterium, dieſe Beſtimmungen durch die 
Geſetzſammlung und Amtsblaͤtter zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und auf 
die Befolgung derſelben ſtrenge halten zu laſſen. ö 


Berlin, den Zöſten November 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 2 


I 


